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Strafanzeige gegen
1. die Mitglieder der EU-Kommission, 

2. Kanzlerin der Bundesrepublik Deutschland Angela Merkel 

3. Wirtschaftsminister der Bundesrepublik Deutschland Sigmar Gabriel, 
4. den Vertreter des Bundesverbands der Deutschen Industrie 
5. die kanadische Handelsministerin Crystia Freeland (CETA)
6. den US-Handelsbeauftragten Michael Froman (TTIP)
7. Investoren und Vertreter der Öl-, Gas-, Kohle- und Fracking-Industrie
8. Investoren und Vertreter der Automobilindustrie
9. unbekannt

wegen 
Verbrechens gegen die Menschheit gem. § 7 Abs. 1 Nr.2 Völkerstrafgesetzbuch sowie Einleitung von Völkermord gem. § 6 Abs.1 Nr. 3 Völkerstrafgesetzbuch
durch die vorsätzliche Nichterfüllung des UN-Klimaschutzabkommens von Paris bzw. Anstiftung und Beihilfe hierzu.
Begründung:
Die Weltgemeinschaft hat im UN-Klimavertrag von Paris im Dezember 2015 zur effektiven Abwendung der Zerstörung des Planeten sowie des Untergangs der Weltbevölkerung durch die voranschreitende Erderwärmung beschlossen, durch gemeinsame, sehr intensive und umfangreiche Anstrengungen die Erderwärmung nicht mehr nur bei 2 Grad sondern schon bei 1,5 Grad zu stoppen und hierfür bis spätestens 2050 eine Treibhausgasneutralität herzustellen. 
Dieses Ziel kann und soll in erster Linie durch eine weltweite massive und zügige Reduzierung der Förderung und des Verbrauchs fossiler Brennstoffe (Dekarbonisierung der Wirtschaft) sowie den weltweiten Wechsel zur Energieversorgung durch erneuerbare Energien (Energiewende) bis möglichst 2050 erreicht werden.
Hierfür sind ambitionierte gesetzliche Regulierungsmaßnahmen gegenüber der internationalen Wirtschaft, insbesondere der Energie-Wirtschaft sowie der Automobilwirtschaft erforderlich. 
Diese drängen jedoch massiv auf die Fortsetzung der Förderung und des Verbrauchs fossiler Brennstoffe, da hier weiterhin immense Profite zu erzielen sind.
Zur praktischen Umsetzung und zur tatsächlichen Erreichung dieses gemeinsamen „planetaren Ziels“ der Treibhausgasneutralität, insbesondere durch die Dekarbonisierung zugunsten einer insgesamten Energiewende, haben sich alle UN-Mitgliedstaaten deshalb verpflichtet, jeweils einen nationalen Klimaschutzplan zu erstellen, in dem - je nach Leistungsfähigkeit des Staates - die bestmöglichen, effektivsten und ambitioniertesten gesetzlichen Regulierungsmaßnahmen gegenüber der nationalen Wirtschaft zur möglichst frühzeitigen Erreichung der Treibhausgasneutralität der nationalen Wirtschaft festgelegt und umgesetzt werden. 

Diese nationalen Zielvorgaben werden bei der UNO registriert und überprüft, die Staaten können ihre Ziele nach 5 Jahren noch höher stecken, aber nicht niedriger.
In den Vertrag sind keine strafrechtlichen oder sonstigen Sanktionsmöglichkeiten aufgenommen worden. 

Aber es ist klar, dass die Weltgemeinschaft insgesamt untergeht, wenn die Vertragsziele nicht erreicht werden können, weil einzelne Staaten bzw. insbesondere wichtige – und stark treibhausgasemmittierende - Industriestaaten diese höchst ambitionierten Regulierungsmaßnahmen zur baldigen Erreichung der Treibhausgasneutralität nicht beschließen und dementsprechend auch nicht umsetzen. 

Ihre jetzige Untätigkeit würde die Erderwärmung ungebremst und unumkehrbar so stark ansteigen lassen, dass sie durch ihre Untätigkeit die gesamte Weltbevölkerung absehbar und unweigerlich in den baldigen Tod reißen.
Sie schaffen durch ihre Untätigkeit folglich „Lebensbedingungen, die geeignet sind, die Zerstörung der Weltbevölkerung herbeizuführen“.

Folglich begehen diejenigen Staaten bzw. deren Vertreter und auch diejenigen Vertreter der Wirtschaft, die sich trotz der Beschließung des UN-Klimavertrages von Paris einer gemeinsamen Rettung des Planeten vor der Klimakatastrophe widersetzen, 
ein Verbrechen gegen die Menschheit gemäß § 7 Abs. 1 Nr.2 Völkerstrafgesetzbuch:
„(1) Wer im Rahmen eines ausgedehnten oder systematischen Angriffs gegen eine Zivilbevölkerung …
2. in der Absicht, eine Bevölkerung ganz oder teilweise zu zerstören, diese oder Teile hiervon unter Lebensbedingungen stellt, die geeignet sind, deren Zerstörung ganz oder teilweise herbeizuführen, …

wird in den Fällen 1. und 2. mit lebenslanger Freiheitsstrafe…bestraft.

sowie 

das Verbrechen des Völkermords gemäß § 6 Abs. 1 Nr.3 Völkerstrafgesetzbuch:

„(1) Wer in der Absicht, eine nationale, rassische, religiöse oder ethnische Gruppe als solche ganz oder teilweise zu zerstören,…
3. die Gruppe unter Lebensbedingungen stellt, die geeignet sind, ihre körperliche Zerstörung ganz oder teilweise herbeizuführen,

wird mit lebenslanger Freiheitstrafe bestraft.“
Zu den einzelnen Beschuldigten:
1. EU-Kommission:
Laut SPIEGEL-Bericht vom 2.3.2016 sperrt sich die EU-Kommission trotz des UN-Klimavertrages von Paris gegen strengere Klimaziele. Sie will ihre (wenig ambitionierten) Klimaziele von 2014 beibehalten und nicht etwa deutlich anheben, wie es der Vertrag erforderlich macht. 

Zudem waren die Ziele von 2014 lediglich auf eine 2 Grad-Begrenzung der Erderwärmung ausgerichtet. Sie müssen deshalb allein schon wegen der nunmehr im UN-Klimavertrag beschlossenen 1,5 Grad-Begrenzung ganz erheblich angehoben werden.

Darüber hinaus muss die Dekarbonisierung der Energiewirtschaft möglichst frühzeitig und energisch begonnen werden, damit das 1,5 Grad-Ziel überhaupt noch erreicht werden kann.

Die EU hat sich im Vorfeld der UN-Klimakonferenz in Paris federführend für die Delegierung der Zielerreichung in zu erstellende nationale Klimapläne stark gemacht und dadurch die Erarbeitung und Beschließung von konkreten nationalen Zielen zwecks umgehender Dekarbonisierung der Energiewirtschaft auf dem Kongress verhindert. Wenn die EU-Kommission nun selbst die von ihr vorgeschlagene Vorgehensweise der späteren eigenständigen Erstellung (möglichst ambitionierter) nationaler Klimapläne verweigert, ist dies nicht nur absolut skandalös sondern offensichtlich vorsätzlicher Vertragsbruch.
Durch die Ratifizierung des UN-Klimavertrages durch das EU-Parlament, ein Vorgang, den die EU-Kommission ausdrücklich empfohlen hat, begeht diese folglich offensichtlich bereits einen Eingehungsbetrug gegenüber der internationalen Öffentlichkeit, denn sie will den Vertrag erklärtermaßen gar nicht erfüllen.
Der Grund für diesen Eingehungsbetrug und die Weigerung der Eigenverpflichtung zu noch weitreichenderen Klimaschutzmaßnahmen wie der baldigen Dekarbonisierung der Wirtschaft sind offensichtlich die laufenden bzw. bereits abgeschlossenen Verhandlungen der sogenannten Freihandelsverträge TTIP und CETA. 
Denn durch diese wird ganz im Gegenteil der internationalen Öl-, Gas-, Kohle-,Fracking- und Atomindustrie Europa als deregulierte Spielwiese für weitere unbegrenzte Privatprofite angeboten, was jedoch das Weltklima in nicht mehr zurücknehmbarer Weise belasten und zerstören würde. 
Diese internationalen Investoren wollen – nur um des eigenen kurzfristigen maximalen Profites Willen - unter allen Umständen die weltweite Beschließung der Dekarbonisierung der Wirtschaft verhindern und üben insofern massiven Druck auf die EU-Kommission aus. 
Die Weltgemeinschaft muss deshalb die Verträge TTIP und CETA unbedingt verhindern, denn sie verstoßen ganz offensichtlich gegen die Ziele des UN-Klimavertrages von Paris. 
Die Verträge TTIP und CETA verstoßen darüber hinaus ebenfalls massiv gegen die Verfassungen aller beteiligten Staaten sowie der UN-Charta, denn sie enthalten die Installierung einer den Parlamenten übergeordneten Gesetzgebungsinstanz, die „regulatorischen Räte“, welche mit Vertretern der internationalen Wirtschaft besetzt sein sollen und somit in deren Interesse, nicht jedoch im Interesse des Gemeinwohls handeln würden. 

Eine gemeinwohlorientierte und insbesondere das Klima schützende Gesetzgebung durch die nationalen Parlamente, insbesondere die gesetzliche Umsetzung eines ambitionierten Klimaschutzplanes 2050, wäre dann nicht mehr möglich, da die Wirtschaft, die zugunsten des Klimaschutzes reguliert werden müsste, durch die „regulatorischen Räte“ die Gesetzgebung selbst übernehmen und ihre eigene Regulierung natürlich nicht beschließen würde.
Zur Beschließung und Durchsetzung von ambitionierten Gesetzen für einen effektiven Klimaschutz ist deshalb grundsätzlich unbedingt der Erhalt der Demokratien in Europa und weltweit erforderlich. Auch aus diesem Grund müssen die Verträge TTIP und CETA unbedingt verhindert werden. 

Aktuell ist tatsächlich zu erwarten, dass das Bundesverfassungsgericht der Bundesrepublik Deutschland nunmehr in einem Eilverfahren von 125.000 Bürgern die qualifizierte Verfassungswidrigkeit des CETA-Vertrages feststellen und deshalb dessen Anwendbarkeit, insbesondere auch desssen vorläufige Anwendbarkeit, untersagen wird.
Darüber hinaus sind nicht nur die an den Verhandlungen beteiligten Staaten und deren Verfassungsgerichte sondern auch die UNO gefordert, CETA, TTIP und dergleichen Verträge als massiv völkerrechtswidrig zu verbieten bzw. für nichtig zu erklären und deren Anwendung zu untersagen.
Da hiernach also sogar gleich zwei massive Bedrohungen der Weltgemeinschaft durch den bestehenden rücksichtslosen „Turbokapitalismus“ vorliegen - die versuchte Verhinderung des weltweiten Klimaschutzes durch die Torpedierung des UN-Klimaschutzvertrages von Paris sowie die Abschaffung der Demokratien durch CETA und TTIP - ist zum Überleben der Weltbevölkerung nunmehr der ausdrückliche Beschluss der UNO erforderlich, das System des Turbokapitalismus weltweit durch eine neue gemeinwohlorientierte, klimaschützende und demokratische Weltwirtschaftsordnung zu ersetzen.
Es bietet sich an, als neue globale Weltwirtschaftsordnung die seit Jahrzehnten höchst erfolgreiche europäische „soziale Marktwirtschaft“ zum Vorbild zu nehmen. 
Dieses Wirtschaftssystem ist zwar ebenfalls ein kapitalistisches Wirtschaftssystem, es weist jedoch ausdrücklich die soziale Gemeinwohlorientierung und eben nicht den rücksichtslosen, maximalen Privatprofit des „Turbokapitalismus“ als Leitmotiv auf. 
Das Wirtschaftssystem der sozialen Marktwirtschaft verbindet deshalb in idealer Weise die beiden elementaren Bestrebungen der Menschheit, der Gewährleistung des Gemeinwohls sowie des gemeinsamen effektiven Wirtschaftens.

Deshalb sollte das Wirtschaftssystem der sozialen Marktwirtschaft von der UNO zum neuen Weltwirtschaftssystem der „globalen sozialen Marktwirtschaft“ erklärt werden.
Der UN-Klimaschutzvertrag von Paris kann tatsächlich sogar bereits als erster Schritt in eine von der Weltgemeinschaft als überlebensnotwendig erachteten neuen sozialen Weltmarktwirtschaft verstanden werden.

Die EU ist weltweit die drittstärkste Wirtschaftsmacht. Vor diesem Hintergrund wird die (im Zusammenhang mit TTIP und CETA zu sehende, aufgenötigte) Verweigerung der EU, ihre aktiven Beiträge zur Rettung des Planeten und zum Überleben der Menschheit zu leisten und insbesondere die schnelle Dekarbonisierung der Wirtschaft durchzusetzen, absolut katastrophale Auswirkungen auf die fortlaufende Erderwärmung haben. Ohne die EU kann die Weltgemeinschaft die Klimakatastrophe nicht mehr aufhalten.
Wenn die EU-Kommission bereits im März 2016 erklärt, dass sie keine höheren Klimaschutzziele anstrebt, werden auch die Regierungen der einzelnen EU-Mitgliedstaaten kaum besonders ambitionierte Maßnahmen in ihren nationalen Klimaschutzplan aufnehmen. Die Verweigerungshaltung der EU-Kommission hat also fatale Folgen auch auf die nationalen Klimaschutzpläne der einzelnen EU-Staaten.

Die Weigerung der EU-Kommission, gemäß des neuen UN-Klimavertrages von Paris maximal ambitionierte Klimaschutzmaßnahmen zu beschließen, könnte zudem zu der weiteren katastrophalen Folge führen, dass außerhalb der EU auch andere UN-Mitgliedstaaten, insbesondere solche, die technologisch und wirtschaftlich weitaus weniger leistungsfähig als die EU sind, sich nicht mehr an ihre Verpflichtung zur Vornahme ambitionierter Klimaschutzmaßnahmen halten wollen. 
Die ausdrückliche Weigerung der EU könnte deshalb sehr schnell zum insgesamten Scheitern des UN-Klimavertrages von Paris und damit in die ungebremste planetare Klimakatastrophe führen.
Die Mitglieder der EU-Kommission begehen durch ihr absolut unverantwortliches Vorgehen deshalb nachweisbar ein Verbrechen gegen die Menschheit.

2. Bundeskanzlerin Angela Merkel:

Bundesumweltministerin Barbara Hendricks hat in Erfüllung des UN-Klimaschutzvertrages von Paris in einjähriger Arbeit und unter Einbeziehung der dezidierten Maßnahmevorschläge von Bürgern, Kommunen, Bundesländern und Verbänden einen außerordentlich ambitionierten deutschen Klimaschutzplan 2050 erstellt. Dieser sieht insbesondere die Dekarbonisierung der deutschen Wirtschaft sowie die komplette Umstellung auf erneuerbare Energie bis 2050 vor. Dies gilt insbesondere auch für die deutsche Automobilindustrie. Weiter ist u.a. die außerordentlich sinnvolle Halbierung der Fleischproduktion geplant. Zu den Einzelheiten siehe SPIEGEL-Bericht vom 30.6.2016.
Bundeskanzlerin Angela Merkel hat diesen Plan laut FAZ-Bericht vom 30.7.2016 ausdrücklich und öffentlichkeitswirksam zurückgewiesen. Zur Begründung heißt es dort von Seiten des Kanzleramtes: es solle „klargestellt werden, dass mit dem Klimaschutzplan keine Zielverschärfung verbunden ist“.
Weiter heißt es: „Es müsse deutlich werden, dass Technologieneutralität und Investitionsoffenheit beständen, dass also nicht heute Beamten festlegen, mit welcher Technologie 2030 Autos fahren. Zudem sollen vor Verabschiedung konkreter Maßnahmen unterschiedliche Optionen geprüft werden. Denn ökologische, wirtschaftliche und soziale Ziele müssten gleichberechtigt nebeneinanderstehen“.

Tatsächlich besteht jedoch der Grundkonsenz der Weltgemeinschaft auf dem UN-Klimagipfel von Paris darin, dass die ökologischen Ziele des Klimaschutzes zur Rettung des Planeten und der Menschheit absoluten Vorrang vor allen anderen Zielen haben, insbesondere vor wirtschaftlichen bzw. rein profitorientierten Zielen. 
Es wurde im UN-Klimaschutzvertrag von Paris sogar als dritter Schwerpunkt beschlossen, dass die internationalen Investitionen vorrangig in Klimaschutzmaßnahmen fließen sollen.

Die in dem UN-Klimaschutzvertrag von Paris vereinbarten nationalen Klimaschutzpläne sollen naturgemäß in allererster Linie wirtschaftslenkende und die Wirtschaft im Sinne des Klimaschutzes regulierende Maßnahmen wie die angestrebte Dekarbonisierung der Wirtschaft und die Durchsetzung der erneuerbaren Energien beinhalten. Die überlebensnotwendigen Klimaschutzziele sollen also offensichtlich absoluten Vorrang vor wirtschaftlichen Zielen haben. Sonst würde der ganze Klimaschutzvertrag von Paris auch insgesamt gar keinen Sinn machen und niemals effektiv durchgesetzt werden können.
Wie kann Bundeskanzlerin Merkel da plötzlich behaupten, dass Klimaschutzziele (nur) gleichrangig neben wirtschaftlichen Zielen stehen. Das ist ganz offensichtlich schlicht und ergreifend nicht zutreffend! Diese Aussage widerspricht dem Grundkonsenz der Weltgemeinschaft!

Und wie kann sie Klimaschutzziele gegen soziale Ziele ausspielen wollen. Klimaschutz zum Überleben der Menschheit ist doch offensichtlich das elementarste soziale Ziel überhaupt.
Tatsächlich sollte Klimaschutz zur Wahrung der Welt und der Weltbevölkerung auch das wohl elementarste Ziel der Wirtschaft sein, denn ohne Welt und ohne Weltbevölkerung geht auch die Wirtschaft komplett zugrunde. Leider werden im Weltwirtschaftssystem des Turbo-Profit-Kapitalismus die Strategien und Entscheidungen jedoch nur an kurzfristigen privaten Maximalprofiten, insbesondere auch auf Kosten des Klimas, ausgerichtet statt auf eine verantwortliche, globale, gemeinwohlorientierte und klimaschützende Bewirtschaftung des Planeten. Zum Schutz des Planeten muss, wie bereits dargelegt, also dringend durch die UNO eine neue Weltwirtschaftsordnung der „globalen sozialen Marktwirtschaft“ beschlossen werden.
Bundeskanzlerin Merkel hat als Vertreterin Deutschlands sowohl innerhalb der EU als auch im Kreis der UN-Mitgliedstaaten nicht nur eine ganz herausragende führende Stellung inne, sie steht auch in der Verantwortung, diese führende Position bestmöglich dafür einzusetzen, um die drängendsten Probleme der Welt einer machbaren Lösung zuzuführen.
Deutschland hat die Energiewende „erfunden“. Es hat die erneuerbaren Energien sogar bereits so weit erprobt und technologisch großflächig umgesetzt, dass Deutschland weltweit den Beweis für die Machbarkeit des globalen Ausstiegs aus der Atomkraft und den fossilen Energieträgern erbracht hat.
Diese deutsche Energiewende ist nun ausdrückliches globales Ziel des UN-Klimaschutzvertrages von Paris. Wie kann es da sein, dass die deutsche Kanzlerin gegen die ambitionierte Umsetzung des UN-Klimaschutzplans, gegen die möglichst umgehende Dekarbonisierung der Wirtschaft und gegen die energische weitere Umsetzung der weltweit gefeierten deutschen Energiewende handelt?
Das öffentliche ausdrückliche Verwerfen des vorbildlich ambitionierten deutschen Klimaschutzplans von Umweltministerin Hendricks durch die Bundeskanzlerin stellt nicht nur einen Bruch des UN-Klimaschutzvertrages von Paris dar.

Die deutsche Kanzlerin hat dadurch ebenfalls ein fatal negatives internationales Zeichen gesetzt. Wenn selbst das weltweit als Vorreiter in Sachen Klimaschutz und Klimaschutztechnologie verehrte Deutschland plötzlich die Durchführung des UN-Klimaschutzvertrages mit Füßen tritt, wie soll da noch ein anderer Staat den Mut und die Zuversicht aufbringen, den Vertrag bestmöglich zu erfüllen und z.B. umfangreich in Klimaschutztechnologie und erneuerbare Energieanlagen investieren.
Das Verhalten der Kanzlerin ist somit nicht nur absolut unverantwortlich sondern es führt unweigerlich zum absoluten Scheitern des UN-Klimaschutzvertrages von Paris und damit zum nicht mehr aufhaltbaren Untergang des Planeten und der Menschheit.

Das absolut unverantwortliche Verhalten der Kanzlerin ist wie bereits das der Mitglieder der EU-Kommission nur mit den laufenden bzw. bereits abgeschlossenen Verhandlungen der massiv klimaschutzfeindlichen Handelsverträge CETA und TTIP zu erklären, aber nicht zu entschuldigen. 
Wie bereits oben ausgeführt, konterkarieren diese Verträge den UN-Klimaschutzvertrag von Paris und verhindern – lediglich dafür, dass einige wenige Multimillardäre noch reicher werden – die Rettung des Planeten vor der Klimakatastrophe und das Überleben der gesamten Menschheit.
Bundeskanzlerin Angela Merkel, die sich zuvor durch ihren wegweisenden mutigen Ausstieg aus der Atomwirtschaft und ihr herzliches und entschiedenes Eintreten für das Menschenrecht auf Asyl tatsächlich einen Platz unter den weltweit bedeutendsten Politikern verdient hatte, hat diesen Platz durch ihre absolut unverantwortliche Zurückweisung des ambitionierten deutschen Klimaschutzplan 2050 und das dadurch ausgelöste Scheitern des UN-Klimaschutzvertrages von Paris in größter Schande verloren.
Bundeskanzlerin Angela Merkel hat sich hiernach nachweisbar vorsätzlich des Verbrechens gegen die Menschheit sowie der Einleitung des Völkermordes schuldig gemacht.

3. Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel

Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel hat laut Bericht des SPIEGELS vom 30.Juni 2016 den ambitionierten Klimaschutzplan 2050 von Umweltministerin Barbara Hendricks an den entscheidenden Stellen scharf zusammengestrichen.
So hat er sämtliche Treibhausgas-Ziele bis 2030 für die Sektoren Energie, Industrie, Verkehr und Landwirtschaft gestrichen.

Auch die Prüfung von Abgaben auf Gas oder Benzin zur Finanzierung umweltfreundlicher Technologien wurde gestrichen.

Die Gründung einer Kommission zum Ausstieg aus der Kohle lehnt er strikt ab. Und statt der Festlegung eines Ausstiegs aus der Kohleproduktion bis 2050 wird nur noch von einer „abnehmenden Bedeutung der Kohle“ gesprochen.

Ohne präzise Ziele, ohne einschneidende Maßnahmen zur Reduzierung des CO²-Ausstoßes und ohne klare ambitionierte Zeitrahmen ist ein nationaler Klimaschutzplan, wie ihn der UN-Klimaschutzvertrag von jedem UN-Mitgliedsstaat einfordert, jedoch nicht das Papier wert, auf dem er steht.

Deshalb laufen Umweltschutzorganisationen Sturm gegen Gabriels radikale Streichungen des Klimaschutzplanes 2050 der Umweltministerin.

Wirtschaftsminister Gabriel geht darüber hinaus in aller Öffentlichkeit auch verbal und höchst polemisch gegen den ambitionierten Klimaschutzplan der Umweltministerin Hendricks vor.
So beschimpft er den Klimaschutzplan 2050 als Klima-Planwirtschaft. Das ist umso perfider, als der Auftrag der UN-Klimakonferenz ja gerade ausdrücklich darin besteht, einen nationalen Wirtschaftsplan aufzustellen zur Regulierung und Umgestaltung der nationalen Wirtschaft, um die dringend notwendige Treibhausgasreduktion zur Einhaltung des 1,5 Grad-Zieles zu erreichen.
Seine massiven öffentlichen Angriffe und Eingriffe in den Klimaschutzplan der Umweltministerin sind nicht nur inhaltlich äußerst schädlich für die existenziell überlebenswichtige nationale Aufgabe des intensiven Klimaschutzes, sie laden auch dazu ein, weitergehende Angriffe und Streichungen durch die Fachministerien und Unternehmensverbände zuzulassen und die Öffentlichkeit gegen den ambitionierten Klimaschutzplan der Umweltministerin aufzubringen.
Wirtschaftsminister Gabriel müsste eigentlich ganz im Gegenteil sehr eng mit der Umweltministerin zusammenarbeiten und ihre Vorschläge zur klimafreundlichen Umgestaltung der Wirtschaft tatkräftig unterstützen.

Denn als Wirtschaftsminister ist es in erster Linie seine Aufgabe, im öffentlichen Interesse zu handeln und auf dem Gebiet der Wirtschaft dieses öffentliche Interesse tatkräftig durchzusetzen statt die althergebrachten Pfründe der Wirtschaft auf Kosten des Klimas und auf Kosten des Überlebens der Menschheit zu sichern und gegen dringend notwendige staatliche Eingriffe abzuschirmen.
Als Wirtschaftsminister der Bundesrepublik Deutschland versucht er in aller Öffentlichkeit massiv, den von der UN-Klimaschutzkonferenz in Paris eingeforderten hoch ambitionierten Klimaschutzplan 2050 der Umweltministerin Hendricks so weit zusammenzustreichen, dass er kaum noch eine klimaschützende Wirkung erzielen kann. 

Auch die weltweit gefeierte deutsche Energiewende, die Wirtschaftsminister Gabriel eigentlich sogar im Interesse der deutschen Wirtschaft intensiv unterstützen und als neuen prosperierenden Wirtschaftszweig insbesondere für den internationalen Export aufbauen sollte, geht in seinem Plan „zugunsten“ der althergebrachten, massiv klimaschädigenden Karbonwirtschaft unter.

Nach allem verstößt Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel deshalb in aller internationaler Öffentlichkeit massivst gegen den UN-Klimavertrag von Paris und bringt diesen so zu Fall. Denn wenn noch nicht einmal der deutsche Wirtschaftsminister den UN-Klimaschutzvertrag von Paris umsetzen will, warum sollten es dann wirtschaftlich und technologisch schwächere Staaten überhaupt erst ernsthaft versuchen.
Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel hat sich deshalb nachweisbar ebenfalls wegen Verbrechens gegen die Menschheit sowie Vorbereitung des Völkermords strafbar gemacht.

4. Der Vertreter des Bundesverbands der Deutschen Industrie
Wie bereits soeben ausgeführt und diversen Presseberichten zu entnehmen, fordert neben Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel auch der Bundesverband der Deutschen Industrie lautstark die noch weitere Zusammenstreichung des für den weltweiten Klimaschutz dringend notwendigen Klimaschutzplan 2050 der Umweltministerin Hendricks.

Der Bundesverband der Deutschen Industrie begeht somit mindestens Beihilfe bei der faktischen Nichterfüllung des UN-Klimaschutzvertrages von Paris mit der absehbaren katastrophalen Folge des Untergangs der Weltbevölkerung.

Er hat sich deshalb ebenfalls des Verbrechens gegen die Menschheit sowie der Einleitung des Völkermords schuldig gemacht.

5. Die kanadische Handelsministerin Crystia Freeland (CETA)
Handelsministerin Crystia Freeland hat als Vertreterin Kanadas den sogenannten Freihandelsvertrag CETA mit der EU-Kommission ausgehandelt.

Wie bereits oben ausführlich dargelegt, verstößt der CETA-Vertrag massivst gegen die Verfassung der Bundesrepublik Deutschland. Er verstößt ebenfalls massivst gegen die Verfassungen der weiteren EU-Mitgliedstaaten und wohl auch gegen die Verfassung Kanadas.

Mit dem als Freihandels- oder Handelsvertrag titulierten Vertrag soll in erster Linie eine neue, den Parlamenten übergeordnete, gesetzgebende Instanz installiert werden, den regulatorischen Rat. Auf diese Weise soll die gemeinwohlorientierte demokratische Gesetzgebung abgeschafft und durch eine rein den Interessen der Industrie und der internationalen Investoren verpflichtete, privatisierte Gesetzgebung ersetzt werden.

CETA verstößt deshalb ebenfalls eklatant gegen die Charta der Vereinten Nationen. 

Zudem wäre nach dem Verlust der demokratischen Gesetzgebungskompetenz durch die Parlamente eine ambitionierte Klimaschutzpolitik nicht mehr möglich geschweige denn gegen die Industrie durchsetzbar.

Das vollständige Fehlen von ambitionierten Klimaschutzvereinbarungen im CETA-Vertrag sowie im Gegenteil die Gefahr der Durchsetzung der Anwendung der Fracking-Technologie durch CETA beweist zudem, dass durch CETA massiv die Beibehaltung der klimaschädigenden Öl-, Gas-, Kohle- und Fracking –Industrie durchgesetzt und manifestiert werden soll.
Wie dargelegt, werden zudem die Entscheidungsträger innerhalb der EU sowie Deutschlands auch bereits im Vorfeld vor Abschluss des CETA-Vertrages durch deren Vertreter massiv dazu gedrängt, innerhalb des gemäß des UN-Klimaschutzvertrages von Paris zu erstellenden ambitionierten nationalen Klimaschutzplans 2050 die dringend notwendigen Maßnahmen wie den schnellen Kohleausstieg und die Energiewende herauszustreichen.
Die kanadische Handelsministerin ist seit Jahren engstens mit den Details, den Hintergründen und auch der öffentlichen Kritik an CETA vertraut. Deshalb ist ihr hier fraglos Vorsatz nachzuweisen.

Auch die jüngsten öffentlichen Täuschungsmanöver durch angeblich verbindliche und angeblich positive Nachverhandlungen mit Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel weisen ihren (und seinen) Vorsatz nach.

Durch die Bedrängung der europäischen Entscheidungsträger wie der EU-Kommission, Bundeskanzlerin Merkel und Wirtschaftsminister Gabriel, entsprechend des CETA-Vertrages, also entsprechend der Interessen der multinationalen Öl-, Gas-, Kohle- und Fracking-Industrie, Maßnahmen zum Verbot dieser Industrien im deutschen Klimaschutzplan 2050 herauszustreichen und diesen dadurch Wirkungslos und wertlos zu machen, hat sich die kanadische Handelsministerin Crystia Freeland ebenfalls der Anstiftung bzw. der Beihilfe zum Verbrechen gegen die Menschheit sowie der Einleitung des Völkermords strafbar gemacht.
6. US-Handelsbeauftragter Michael Froman (TTIP)

Als verantwortlicher US-Handelsbeauftragter für den sogenannten Freihandelsvertrag TTIP hat Michael Froman in praktisch genau derselben Weise wie die kanadische Handelsministerin Freeland versucht, sowohl die europäischen Demokratien abzuschaffen als auch die für das Überleben der Weltgemeinschaft dringend erforderlichen wirtschaftsregulierenden Maßnahmen zur weitgehenden Beendigung der Kohle-, Gas- und Öl-Förderung bzw. Verfeuerung zu verhindern und aus den zur Erfüllung des UN-Klimaschutzvertrages von Paris aufgestellten nationalen Klimaschutzplänen rauszustreichen.
Er hat sich deshalb ebenfalls vorsätzlich der Anstiftung bzw. Beihilfe zur Nichteinhaltung des UN-Klimaschutzvertrages von Paris und damit des Scheiterns dieses Vertrages schuldig gemacht.

Da die absehbare Folge des Scheiterns des UN-Klimaschutzvertrages die weitere nicht mehr aufzuhaltende Erderwärmung und somit der absehbare Untergang der Weltbevölkerung ist, hat sich UN-Verhandlungsbeauftragter Michael Froman ebenfalls der Anstiftung sowie der Beihilfe eines Verbrechens gegen die Menschheit sowie des Völkermordes strafbar gemacht.
7. Investoren und Vertreter der Öl-, Gas-, Kohle- und Fracking-Industrie

Die Investoren und Vertreter der Öl-, Gas-, Kohle- und Fracking-Industrie sind nach allem fraglos verpflichtet, ihre Produktion weitestgehend einzustellen bzw. auf erneuerbare Energien umzustellen.
Ihnen ist bekannt, dass genau dies das vorrangige Ziel des UN-Klimavertrages von Paris ist und dass die weltweite Klimakatastrophe und ein dadurch verursachter Untergang der gesamten Weltbevölkerung nur noch mit einer schnellen und drastischen Umstellung der Energieform von karbonhaltigen Energieträgern auf erneuerbare Energien abgewendet werden kann.
Da sie jedoch mit allen Mitteln versuchen, insbesondere durch die sogenannten Freihandelsverträge CETA und TTIP sowie durch die massive Beeinflussung amtierender Politiker, die im UN-Klimavertrag von Paris ausdrücklich benannte umgehende Dekarbonisierung der Wirtschaft zu verhindern und hierzu sogar die Herausstreichung derartiger Maßnahmen aus den nationalen Klimaschutzplänen bewirken, haben sie sich nicht nur der Anstiftung sowie der Beihilfe zum Verbrechen gegen die Menschheit sowie zum Völkermord strafbar gemacht sondern begehen diese Verbrechen als Investor bzw. Vertreter der massiv klimazerstörenden Industrie auch als unmittelbare Täter.
8. Investoren und Vertreter der Automobilindustrie
Zur dringend erforderlichen Dekarbonisierung der Wirtschaft gehört ebenfalls die weitestgehende Vermeidung der Verfeuerung von Benzin und Diesel durch Verbrennungsmotoren in Kraftfahrzeugen.
Das bedeutet die Notwendigkeit einer möglichst zügigen Umstellung der Automobilindustrie auf Elektromobilität oder Brennstoffzellentechnologie.

Da sich die deutsche und internationale Automobilindustrie seit Jahren und Jahrzehnten dieser dringend erforderlichen Entwicklung weitestgehend verweigert und sogar auch noch nach dem Abschluss des UN-Klimaschutzvertrages von Paris durch massive Lobbyarbeit auf nationaler sowie internationaler Ebene die Verhinderung der Beschließung weitreichender Maßnahmen zur möglichst baldigen Umstellung auf Elektromobilität bzw. Brennstoffzellen durchsetzt, haben sich deren Investoren und Vertreter vorsätzlich des zu erwartende Scheiterns des UN-Klimavertrages von Paris und damit des Untergangs der gesamten Weltbevölkerung schuldig gemacht.
Die Investoren und Vertreter der internationalen Automobilindustrie hätten ganz im Gegenteil frühzeitig mit gut funktionierenden und schicken Lösungen im Automobilbereich die gesamte weltweite technologische Entwicklung hin zum erfolgreichen Einsatz erneuerbarer Energien anführen und immer effizienter und optimaler weiterentwickeln können.
Diese Entwicklungen hätte man in weiteren Bereichen der Industrie übernehmen und so die Dekarbonisierung der Wirtschaft schon frühzeitig einleiten können. Diese gesamte technologische Entwicklung haben die Investoren und Vertreter der Automobilindustrie zu Gunsten der massiv klimaschädigenden Öl-Industrie vorsätzlich „verschleppt und verschlafen“.
Sie haben deshalb den Straftatbestand des Verbrechens gegen die Menschheit sowie den Straftatbestand des Völkermordes sowohl mittelbar als Anstifter und Beihelfer als auch unmittelbar als Täter erfüllt.

9. Unbekannt

Der Kreis der Täter ist hier bei weitem nicht abschließend benannt worden. Insofern wären weitere umfangreiche Ermittlungen und Anklageerhebungen einzuleiten.

Nach allem beantrage ich, vor dem Internationalen Strafgerichtshof unmittelbar Anklage gegen die oben genannten Beschuldigten zu erheben.
Eine schnelle Anklageerhebung ist insbesondere wegen der außerordentlichen Dringlichkeit der nationalen Umsetzung des UN-Klimaschutzvertrages von Paris geboten.
Deshalb sollte die Anklageerhebung unbedingt noch vor der nächsten UN-Klimakonferenz vom 7. bis 18.November 2016 in Marrakesch, Marokko, erfolgen.

Die sogenannten Freihandelsverträge CETA und TTIP wären als „Tatwerkzeuge“ einzuziehen bzw. für völkerrechtswidrig und damit nichtig zu erklären.
Es wird deshalb angeregt, die gesamte Angelegenheit ebenfalls der UN-Generalversammlung zur Diskussion und Entscheidung vorzulegen.
Zur weiteren Absicherung des UN-Klimaschutzplans von Paris sollte der UN-Generalversammlung ebenfalls eine Beschlussvorlage zur Diskussion und Entscheidung über die Gründung einer neuen Weltwirtschaftsordnung, der globalen sozialen Marktwirtschaft, vorgelegt werden.

Vielen Dank!

Hochachtungsvoll
Gisela Toussaint

Rechtsanwältin

